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Antrag 
 
 
der Fraktion der FDP 
 
 
Ein funktionierendes Rechts- und Justizsystem ist die Basis für eine starke Demokratie, 
der die Bürgerinnen und Bürger vertrauen! 
 
 
I. Ausgangslage 
 
Mehr Personal in Nordrhein-Westfalen - Nur so funktioniert das nordrhein-westfälische 
Justiz- und Rechtssystem auch in der Zukunft! 
 
Der demographische Wandel ist keine Neuigkeit. Von 2025 bis 2030 werden planmäßig an die 
5.000 Beschäftigte aus der Justiz ausscheiden.1 Zu Recht wird bereits in den Medien gewarnt, 
dass der vollständige Einstellungsbedarf der Justiz erst dann ersichtlich wird, wenn auch be-
rücksichtigt wird, wie hoch der Ersatzbedarf ist, der durch reguläre Pensionierungen in den 
nächsten Jahren hinzukommt.2 
 
Dabei sieht bereits die aktuelle Lage der Justiz in Nordrhein-Westfalen kritisch aus, worauf 
auch der Deutsche Richterbund in Nordrhein-Westfalen fortlaufend hinweist.3 Insbesondere 
wird die strukturelle Unterversorgung der Justiz beklagt. Schärfere Strafgesetze wie die aktuell 
geplante Verschärfung des Einsatzes von Betäubungsmitteln zur Begehung von Raub und 
Sexualdelikten blieben Symbolpolitik, solange die Bundesländer ihre Strafjustiz nicht besser 
ausstatten.4 Die Entwicklung bedrohe die Gewährleistung effektiven Rechtsschutzes und die 
Aufrechterhaltung des Vertrauens der Bevölkerung in die Leistungsfähigkeit des Rechts-
staats.5  
 

 
1 Landtag NRW: Antwort zur Kleinen Anfrage 1994 „Personalsituation im Justizbereich- wir müssen jetzt die Wei-
chen stellen, damit die Justiz auch in Zukunft handlungsfähig bleibt!“, Drucksache 18/5053. 
2 Quint Aly: Gastbeitrag. Woher 2000 Prädikatsjuristen für neue Richterstellen nehmen? in LTO, 09.12.2025, ab-
gerufen unter: https://www.lto.de/recht/justiz/j/pakt-fuer-den-rechtsstaat-millionen-euro-2000-neue-richterstellen-
staatsanwaelte-justiz-praedikatsjuristen (letzter Zugriff: 17.12.2025). 
3 LTO: Stimmung hat ihren Tiefpunkt erreicht, 5.9.2024, abrufbar unter: https://www.lto.de/recht/justiz/j/nrw-richter-
bund-kritisiert-sparplaene-und-arbeitsbedingungen-justiz; (letzter Zugriff: 17.12.2025) Drin heißt es: „Richter und 
Staatsanwälte in NRW üben Kritik am Dienstherrn: Die Arbeitsbedingungen seien wegen der mangelhaften IT 
schlecht, die Sparpläne drückten zusätzlich auf die Stimmung und vergraulten Nachwuchs wie junge Kollegen zu-
gleich.“ 
4 Can Merey „Richterbund hält Justizpläne zu K.-o.-Tropfen nicht für ausreichend“ in RedaktionsNetzwerk Deutsch-
land, 31.12.2025, abgerufen unter https://www.rnd.de/politik/k-o-tropfen-richterbund-fordert-mehr-als-strafver-
schaerfungen-ZEENH7V7WRCD5IQOUB5CG2CKAY.html (letzter Zugriff 06.01.2026). 
5 DRB: Stellungnahme zum Antrag „Die NRW-Justiz nach drei Jahren Schwarz-Grün: Mangelverwaltung führt zu 
zunehmendem Verlust an Rechtsstaatlichkeit", 29.10.2025, Stellungnahme 18/3106.  
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Zudem bleibe die personelle Situation bei den Staatsanwaltschaften prekär und sei als dra-
matisch zu bezeichnen. Es fehlen 300 Staatsanwälte. Noch nie gab es so viele offene Ermitt-
lungsverfahren.6  
 
Bei Cum-Ex/Cum-Cum-Ermittlungen erleben wir Stillstand.7 Nach einer früheren Umfrage der 
Finanzaufsicht Bafin haben 54 Banken eine Beteiligung an Cum-Cum-Deals bestätigt. Die Be-
lastungen durch Rückforderungen aus den Geschäften summierten sich auf gut 4,6 Milliarden 
Euro.8 Finanzwende zufolge liefen die Deals bis mindestens 2016. Asylgerichtsverfahren dau-
ern weiterhin durchschnittlich über ein Jahr.9 Die Streitwerterhöhung bei den Amtsgerichten 
von 5000 auf 10.000 führt zu Personalfolgen, deren Berücksichtigung bei der Stellenplanung 
nicht im Vorfeld berücksichtigt wird.10  
 
Nach Einschätzung des Deutschen Richterbundes in Nordrhein-Westfalen hat sich die struk-
turelle Unterfinanzierung der Justiz in Nordrhein-Westfalen in den letzten Jahren weiter ver-
festigt. Es besteht ein erheblicher Rückstand gegenüber dem tatsächlichen Bedarf.11 
 
Die Justiz in Nordrhein-Westfalen ist in nahezu allen Bereichen mit einem doppelten Problem 
konfrontiert: Quantitative Unterbesetzung – es fehlt Personal, vor allem Staatsanwältinnen und 
Staatsanwälte sowie qualifizierte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Unterstützungsbereich. 
Qualitative Belastung – die bestehenden Kräfte sind mit einer stetig steigenden Komplexität 
der Verfahren und zusätzlichen Verwaltungs- und IT-Aufgaben stark gefordert. Das aktuelle 
Personalbedarfsberechnungssystem (PEBB§Y) bildet diesen Zustand nicht mehr verlässlich 
ab.12 
 
Statt dieses Problem durch mehr gut ausgebildeten Nachwuchs abzumildern, wurde es durch 
das Justizministerium mutwillig durch die Kürzungen der Referendarstellen weiter verschärft. 
Davon profitieren höchstens andere Bundesländer, die nun ihre Referendarplätze mit zusätz-
lichen Jurastudenten aus Nordrhein-Westfalen besetzen können.13 
 
Trotz nachgeschobener zwei Millionen Euro im Rahmen der 3. Lesung der Haushaltsberatun-
gen ist Folgendes absehbar: Zum einen ist ein kurzfristiger Abbau der Wartezeiten nicht zu 

 
6 Anne Bielefeld, Überlastete Justiz: Noch nie so viele offene Ermittlungsverfahren, in: WDR 29.06.2025, abgerufen 
unter: https://www1.wdr.de/nachrichten/landespolitik/ueberlastete-justiz-noch-nie-so-viele-offene-ermittlungsver-
fahren-100.html (letzter Zugriff: 17.12.2025). 
7 Anne Brorhilker gegenüber der dpa, in Redaktion beck-aktuell, 6. Januar 2026, abgerufen unter 
https://rsw.beck.de/aktuell/daily/meldung/detail/cum-cum-deals-brorhilker-fordert-bundespruefer-gegen-milliarden-
steuerbetrug (letzter Zugriff 07.01.2026); Sönke Iwersen: NRW-Justizminister Limbach in Erklärungsnot, in: Han-
delsblatt, 22.01.2025, abgerufen unter  https://www.handelsblatt.com/finanzen/banken-versicherungen/cum-
ex/cum-ex-skandal-nrw-justizminister-limbach-in-erklaerungsnot/100102296.html  (letzter Zugriff: 17.12.2025). 
8 Deutscher Bundestag, Antwort der Bundesregierung vom 02.12.2024 auf die Kleine Anfrage „Aufarbeitung Cum-

Cum-Steuerfälle“, Drucksache 20/14011, 20. Wahlperiode.  
9 WDR: Asyl-Klagen: Gerichte in NRW entscheiden deutlich schneller, 30.09.2025, abgerufen unter: 
https://www1.wdr.de/nachrichten/landespolitik/asylverfahren-verfahrensdauer-100.html (letzter Zugriff 17.12.2025) 
10 Landtag NRW: Kleine Anfrage „Wie wird in Nordrhein-Westfalen Personal wegen der Anhebung der Streitwert-, 
Berufungs- und Beschwerdegrenzen zum 01.01.2026 bei den Gerichten verschoben bzw. neu eingestellt?“, 
7.11.2025, Drucksache 18/16360. 
11 DRB: Stellungnahme zum Antrag „Die NRW-Justiz nach drei Jahren Schwarz-Grün: Mangelverwaltung führt zu 

zunehmendem Verlust an Rechtsstaatlichkeit", 29.10.2025, Stellungnahme 18/3106. 
12 Fatina Keilani,:„Zeig mich doch an! Wenn die Justiz zur Lachnummer wird - In Deutschlands Gerichten gibt es 
viel Papier und zu wenig Personal. Straftaten werden teilweise kaum noch verfolgt. Verdächtige kommen aus der 
Untersuchungshaft frei, weil Richter fehlen.“, in:  Neue Zürcher Zeitung, 24.08.2023 abrufbar unterht-
tps://www.nzz.ch/deutschland/der-fall-deutschland/ueberlastete-justiz-buerger-verlieren-das-vertrauen-in-den-
rechtsstaat-ld.1751805. 
13 LTO: Mecklenburg-Vorpommern besetzt erstmals wieder alle Referendarstellen.01.12. 2025, abgerufen unter 
https://www.lto.de/karriere/jura-referendariat/stories/detail/juristenausbildung-in-mecklenburg-vorpommern-alle-re-
ferendariatsplaetze-belegt (letzter Zugriff: 17.12.2025). 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 18. Wahlperiode Drucksache 18/17465 

 
 

3 

erwarten. Zum anderen ist bei der Stellenbesetzung mit einem Qualitätsverlust zu rechnen, 
weil nicht genügend Prädikatsjuristen für die Justiz zur Verfügung stehen werden.14 Und dies 
ist das fatale Ergebnis einer verfehlten Justizpolitik des NRW-Justizministeriums. 
 
Bessere Bezahlung in der Justiz in Nordrhein-Westfalen -  nur so funktioniert das nord-
rhein-westfälische Justiz- und Rechtssystem auch in der Zukunft!  
 
Es ist zweifelhaft, ob Prädikatsjuristen den Weg in die Justiz finden, wenn ihr Einstiegsgehalt 
in der freien Wirtschaft schon über dem liegt, was sie am Ende ihrer Laufbahn in der Justiz 
erwarten können. Unzureichende Entlohnung der Justizbeschäftigten behindert qualifizierte 
Neueinstellungen. 
 
Zu Recht hat die Europäische Union Deutschland bereits mehrfach bezüglich der nicht ange-
messenen Besoldung der Richter und Staatsanwälte ermahnt. Erneut war die erste Empfeh-
lung an Deutschland im Rechtsstaatlichkeitsbericht 2025, „Maßnahmen zu ergreifen, um unter 
Berücksichtigung der europäischen Standards für Ressourcen im Justizsystem aufzustocken 
und die Herausforderungen im Zusammenhang mit der Personaleinstellung anzugehen.“15 
 
Und selbst im innerdeutschen Länderranking bildet Nordrhein-Westfalen mittlerweile neben 
dem Saarland und Sachsen-Anhalt das Schlusslicht bei der Besoldung junger Richter und 
Staatsanwälte.16 
 
Aber es geht nicht nur um Richter und Staatsanwälte. Justizmitarbeiter wechseln in den öf-
fentlichen Dienst der Kommunen, zum Teil direkt nach Ende ihrer Ausbildung. Dort ist nicht 
nur die Bezahlung besser, sondern auch die Aufstiegschancen. Darüber hinaus wird im Be-
reich des Strafvollzugs seit Jahren eine Erhöhung der Meisterzulage gefordert.17  
 
Die Gerichtsvollzieher erhalten Kosten der Digitalisierung nicht erstattet, die sie nun selbst 
tragen müssen. Trotz Anhörungen im Landtag von Nordrhein-Westfalen und daraus resultie-
render Vorschläge dies kurzfristig zu ändern, wurde nicht reagiert. Zudem bezeichnet der 
Deutsche Gerichtsvollzieherbund den Umgang des Justizministeriums mit den zugesagten Si-
cherheitsausstattungen als „völlig inakzeptabel“ und warnt vor Sicherheitsrisiken.18 
 
Bei einigen Justizberufen, insbesondere den Justizwachtmeistern, ist auch fraglich, ob der von 
dem Bundesverfassungsgericht geforderten Mindestabstand zur Grundsicherung überhaupt 
noch gewahrt ist. 19 
 
Wer gutes Personal haben möchte, muss dieses auch entsprechend bezahlen. Dies gilt auch 
für die Justiz in Nordrhein-Westfalen. 

 
14 Quint Aly: Gastbeitrag. Woher 2000 Prädikatsjuristen für neue Richterstellen nehmen? in LTO, 09.12.2025, ab-
gerufen unter: https://www.lto.de/recht/justiz/j/pakt-fuer-den-rechtsstaat-millionen-euro-2000-neue-richterstellen-
staatsanwaelte-justiz-praedikatsjuristen (letzter Zugriff: 17.12.2025). 
15 Europäische Kommission: Bericht über die Rechtsstaatlichkeit 2025  
Länderkapitel zur Lage der Rechtsstaatlichkeit in Deutschland, 08.07.2025, abgerufen unter 
https://commission.europa.eu/document/download/88f3fdf4-5c1e-4ac1-a45e-47af7f93f45f_de?file-
name=9_2_63941_coun_chap_germany_de.pdf, S. 4. 
16 Deutscher Richterbund: Besoldungsunterschiede zwischen den Ländern wachsen,12.02.2025, abgerufen unter 
https://www.drb.de/newsroom/presse-mediencenter/nachrichten-auf-einen-blick/nachricht/news/besoldungsunter-
schiede-zwischen-den-laendern-wachsen-1 (letzter Zugriff: 17.12.2025). 
17 BSBD NRW: Stellungnahme zu dem Gesetz über die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Nordrhein-
Westfalen für das Haushaltsjahr 2025 (Haushaltsgesetz 2025 – HHG 2025), 18.10.2024, Stellungnahme 18/1892, 
S. 6. 
18 Bericht des WDR am 11.9.2025: Attacke wegen Räumung: Dortmunder verletzt Gerichtsvollzieherin; außerdem: 
Gerichtsvollzieher Bund fordert nach Todesfall mehr Schutz, November 2025. 
19 Bundesverfassungsgericht: Beschlüsse vom 4. Mai 2020 2 BvL 6/17 und 2 BvL 4/18. 
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Funktionierende Anwaltskanzleien sind Organe der Rechtspflege - Nur so funktioniert 
das nordrhein-westfälische Justiz - und Rechtssystem auch in der Zukunft!  
 
Die Folgen des demographischen Wandels führen zu fehlendem Nachwuchs bei Volljuristen. 
Verschärft wird die Situation noch durch die Deckelung der Referendarstellen. Dies wirkt sich 
neben der Justiz auch massiv auf die Anwaltschaft aus und erschwert den Rechtszugang der 
Gesamtbevölkerung. 
 
Der Deutsche Anwaltsverein warnt vor dramatischen Auswirkungen auf den Mangel an Fach-
kräften besonders im ländlichen Raum und Rückschlageffekte für die Akzeptanz der Demo-
kratie.20 
 
Wenn sich zudem, aufgrund der geplanten Strukturreform der Arbeitsgerichte, nur noch auf 
größere Standorte konzentriert werden soll, besteht die Gefahr, dass sich auch Kanzleien im 
Bereich des Arbeitsrechts aus ländlichen Regionen weiter zurückziehen. Arbeitsrechtliche 
Streitigkeiten betreffen aber regelmäßig existenzielle Fragen wie den Arbeitsplatz, das Ein-
kommen und die soziale Absicherung. Damit droht eine soziale Schieflage beim Rechtsschutz, 
die dem eigentlichen arbeitsgerichtlichen Schutzgedanken fundamental widerspricht. 
 
Gerade in ländlichen oder strukturschwachen Regionen Nordrhein-Westfalens ist der öffentli-
che Personennahverkehr unzureichend ausgebaut. Dies trifft insbesondere Personen ohne 
eigenes Fahrzeug, ältere Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sowie Menschen mit einge-
schränkter Mobilität. Der Zugang zum Recht darf jedoch nicht vom Besitz eines Autos oder 
der Wohnlage abhängig sein. 
 
Bei der Beratungshilfe, einer staatlichen Sozialleistung, die einkommensschwache Bürger 
eine Rechtsberatung bzw. eine außergerichtliche Vertretung ermöglichen soll, ist die Entwick-
lung offenbar ähnlich besorgniserregend.21 Komplizierte Formulare und langwierige Verfahren 
erschwerten Menschen den Zugang zu ihrem Recht. Ohne anwaltliche Hilfe seien viele schon 
gar nicht in der Lage, die entsprechenden Anträge auf Prozesskostenhilfe auszufüllen.  
 
Daher muss auch eine Alternative zu der bestehenden Beratungshilfe in Betracht gezogen 
werden. Öffentliche Rechtsauskunft- und Vergleichsstellen können eine kostengünstige 
Rechtsberatung für Einkommensschwache darstellen, bei der Rechtsuchende nicht zuvor ein 
kompliziertes Verfahren beim Amtsgericht durchlaufen müssen.22 In Hamburg werden bei-
spielsweise solche niedrigschwellige Servicestellen angeboten, bei denen Menschen mit ge-
ringem Einkommen Rechtsberatung und Hilfe bei der Streitbeilegung erhalten können.23 
 
Es könnte auch über Anreize für Volljuristen nachgedacht werden, die Ihren Kanzleisitz im 
ländlichen Raum anmelden. Entscheidend ist aber, dass alle Absolventen des Ersten Juristi-
schen Staatsexamens mit Wohnsitz in Nordrhein-Westfalen ohne Wartezeiten und damit 

 
20 Peter Klotzki: Fachkräftemangel und Gegenstrategien, in: Anwaltsblatt, 03.07.2025, abgerufen unter https://an-
waltsblatt.anwaltverein.de/de/themen/schwerpunkt/fachkraeftemangel-gegenstrategien (letzter Zugriff 
17.12.2025). 
21 Hasso Suliak: Wir erleben den Zusammenbruch des Beratungshilfesystems, in: LTO, 09.12.2025, abgerufen 
unter: https://www.lto.de/recht/juristen/b/zugang-zum-recht-pkh-beratungshilfe-anwaltschaft-brak-wzb (letzter Zu-
griff 17.12.2025). 
22 So in den Stadtstaaten Hamburg und Bremen, Hasso Suliak: Vielleicht ist das Pauschalhonorar das Modell der 
Zukunft, in: Anwaltsblatt,15.12.2025, abgerufen unter https://anwaltsblatt.anwaltverein.de/de/themen/markt-chan-
cen/pauschalhonorar-modell-der-zukunft (letzter Zugriff 17.12.2025) 
23 https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/sozialbehoerde/einrichtungen/oera (letzter Zugriff am 
19.12.2025). 
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verbundenen Verlust an Ressourcen eine Referendarstelle erhalten müssen, um den Perso-
nalmangel in Justiz und Anwaltschaft durch möglichst viele neue Volljuristen abzufedern. 
 
Stärkung des Bürgervertrauens in die Demokratie - nur so schützen wir das nordrhein-
westfälische Justiz- und Rechtssystem auch in der Zukunft vor feindlichen Angriffen 
und Fakenews! 
 
Nur funktionierende Gerichte und ein funktionierendes Rechtssystem stärken die demokrati-
schen Strukturen. Der umgekehrte Fall führt zu einer Schwächung des demokratischen Ge-
samtsystems. In der FAZ vom 12.12.2025 heißt es: „In dieser Woche: Die Deutschen zweifeln 
an ihren Richtern.“24 Die Unabhängigkeit der Gerichte von politischer Einflussnahme muss 
über alle Zweifel erhaben sein. Die Transparenz in der Politik muss erhöht werden. 
 
Das Besetzungsverfahren für Richterposten muss daher auch in Nordrhein-Westfalen so aus-
gestaltet sein, dass auch nach außen erkennbar dem Prinzip der Bestenauslese gem. Art. 33 
Abs. 2 GG entsprochen wird. Aus diesem Grund muss eine neue Gestaltung und Reformie-
rung des bestehenden Verfahrens zur Besetzung für Spitzenämter in der Justiz Nordrhein-
Westfalen erfolgen.  
 
Der Justizminister muss sich selbst rechtskonform verhalten und die europäischen Daten-
schutzvorschriften einhalten. Das Kontrollrecht der Landesdatenschutzbeauftragten über die 
Staatsanwaltschaften wird trotz eindeutiger Einschätzung von Sachverständigen entgegen 
dem geltenden Recht weiter nicht anerkannt. Dies schadet dem Vertrauen in den Rechtsstaat. 
 
Die juristische Ausbildung muss erneut auf den Prüfstand und muss sich insbesondere an 
neue Gegebenheiten und veränderte Anforderungen anpassen. Da in Zukunft immer mehr 
Informationen - auch in Form einer verbesserten juristischen Datenbank - online zu finden sein 
werden, muss der Schwerpunkt der Ausbildung weg vom Anhäufen von immer umfangreiche-
ren Detailwissen und hin zum Erlernen effizienter Lösungsfindung auch bei unbekannten Prob-
lemstellungen unter Verwendung der zur Verfügung stehenden digitalen Hilfsmittel entwickelt 
werden. 
 
Auch die Ausbildung für alle weiteren Justizberufe muss zukunftssicher weiterentwickelt wer-
den. Soweit möglich, müssen Digitalisierung und Hilfestellungen für ein effizienteres, praxis-
orientiertes Arbeiten durch Künstliche Intelligenz (KI) von Anfang an darin implementiert sein.  
 
 
II. Beschlussfassung: 
 
Der Landtag beauftragt die Landesregierung:  
 

• den Empfehlungen der EU-Kommission zu entsprechen und die Ressourcen im Justiz-
bereich zu erhöhen. 

 

 
24Finn Hohenschwert: Die Deutschen zweifeln an ihren Richtern, in: FAZ, 12.12.2025, abrufbar unter 
https://www.faz.net/einspruch/exklusiv/einspruch-briefing-vertrauen-in-justiz-nimmt-ab-accg-200351616.html (letz-
ter Zugriff 17.12.2025): 
 „Die allgemeine Institutionsskepsis erfasst nun auch das Bundesverfassungsgericht. Ein früherer Datenschutzbe-
auftragter warnt vor den Folgen der Anonymität im Internet.“… weiter hießt es: „Zwar bleibt das Bundesverfas-
sungsgericht weiterhin die vertrauensstärkste Institution. 63 Prozent der Befragten stellen den Verfassungshütern 
ein positives Zeugnis aus. Doch der Trend zeigt nach unten: Vor vier Jahren waren es noch 81 Prozent. Das An-
sehen bröckelt also – zwar auf hohem Niveau, aber spürbar. Bemerkenswert ist auch die Diskrepanz zwischen 
Vertrauen und Interesse: Nur 23 Prozent gaben an, sich für die Entscheidungen aus Karlsruhe überhaupt zu inte-
ressieren.“ 
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• allen Absolventen des Ersten juristischen Staatsexamens mit Wohnsitz in Nordrhein-
Westfalen den Erhalt eines Referendarplatzes in Nordrhein-Westfalen ohne Wartezei-
ten, die länger als drei Monate beträgt, zu garantieren. 

 

• Gerichte und Staatsanwaltschaften sowie ihre Geschäftsstellen personell so aufzustel-
len, dass Verfahren zügiger abgearbeitet werden können. 

 

• dem Personalmangel in der Justiz durch Umsetzung konkreter Lösungsvorschläge und 
Einsetzung praxisnaher KI- und Digitalisierungsanwendungen entgegenzuwirken.25 

 

• den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Justizberufe höhere Wertschätzung entgegen-
zubringen, insbesondere die von ihnen an das Justizministerium herangetragenen Prob-
leme ernst zu nehmen und ihre Beseitigung schneller in Angriff zu nehmen. 

 

• Zugang zum Recht für Bürgerinnen und Bürger in Nordrhein-Westfalen gerade im länd-
lichen Raum durch ausreichende anwaltliche Beratung, Sicherstellung von Beratungs-
hilfe, Gewährleistung von ortsnahen Gerichten oder Gerichtstagen auch in Zukunft zu 
wahren. 

 

• die Neugestaltung von richterlichen Besetzungsverfahren zeitnah umzusetzen.  
 

• die Juristenausbildung und die Ausbildung unter Berücksichtigung veränderter Arbeits-
bedingungen im Zeitalter von KI und Digitalisierung in allen 28 Justizberufen zukunfts-
orientiert weiterzuentwickeln. 

 
 
 
Henning Höne 
Marcel Hafke 
Dr. Werner Pfeil 
 

   

und Fraktion    
 

 
25 Siehe hierzu auch die Forderungen aus dem Antrag „KI in der Justiz schneller vorantreiben! Interdisziplinären 
Austausch fördern und einfache praxistaugliche Vorschläge sofort umsetzen!“, 09.12.2025, Drucksache 18/16921. 


